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In ihrer Abschlussrede an unserem Parteitag 
brachte es Mattea Meyer auf den Punkt: Vielfalt ist 

nicht nur eine Floskel, sie ist eine Systemfrage. 

Man setzt sich nicht für Frauenrechte 
ein, indem man Burkas bekämpft und 
Frauen bevormundet – sondern indem 
man mehr Gelder für den Betrieb von 
Frauenhäusern einfordert. Man fördert 
die Inklusion von Menschen mit Migra-
tionshintergrund nicht, indem man sie 
gnädig einmal auf eine Wahlliste setzt 
– sondern indem man ihre Mitsprache 

in der Gesellschaft durchsetzt. Man sorgt nicht für 
die Gleichstellung von queeren Menschen, Menschen 
mit einer Behinderung oder Beeinträchtigung, Men-
schen ohne Geld und allen anderen marginalisierten 
Gruppen, indem man leere Floskeln ins Parteipro-
gramm schreibt – sondern indem man die gesamte 
Funktionsweise unserer Gesellschaft in Frage stellt.

Als Partei der Solidarität steht die SP seit jeher für 
Vielfalt: vor über 50 Jahren mit dem Kampf für das 
Frauenstimmrecht, heute mit der Forderung nach 
politischen Rechten für Menschen ohne Schweizer 
Pass oder mit dem Einsatz für die Ehe für alle. Und 
wir wehren uns gegen Entwicklungen, die mehr Un-
gleichheit schaffen: der drohende Staatsabbau, die 
ungerechte Besteuerung der Superreichen oder die 
Verschärfung der kapitalistischen Krise.

Aus all diesen Gründen hat das neue Redaktions-
team von «links» Vielfalt als Thema für seine erste 
Ausgabe gewählt und zeigt, wie integral diese Viel-
falt für unsere politische Arbeit in allen Bereichen 
ist.

Andrea Scheck, Präsidentin SP Kanton St.Gallen
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«Als Transmensch fühle ich mich ni
von der Politik»

An jedem zweiten Dienstagabend wird das charmante St.Galler Szene
bühl-Quartier noch ein wenig bunter. Dann findet jeweils der Otherside-
Menschen aus der Ostschweiz. Joel Müller hat die beiden Gründer*innen z

A n einem sommerlichen Dienstag-
ab end t r ef fe ich d ie b eiden  

St.Galler*innen Sylvie Keller (23) und Fa-
bian Marcionetti (22) zum Interview. Die 

beiden haben den Othersi-
de-Treff im November 
2018 gegründet. Bevor im 
Laufe des Abends unge-
fähr zehn Menschen ver-
schiedener Generationen, 
verschiedener Geschlech-
ter und verschiedener se-
xueller Orientierungen 
zusammenkommen, er-
klären mir die gelernte 

Coiffeuse Sylvie Keller, die sich als les-
bisch liebend bezeichnet, und Fabian 
Marcionetti, der im Herbst ein Studium 
in Sozialer Arbeit anfängt und vor eini-
gen Jahren seine Geschlechtsanglei-
chung begann, warum sie den Otherside-
Treff gegründet haben. 

links: Wie seid ihr auf die Idee gekommen, 
den Otherside-Treff zu gründen?
Sylvie Keller: Mein Impuls war, dass es in 
St.Gallen keinen Safe Space für queere 
Menschen gab und ich einen solchen 
während meines Coming-out-Prozesses 
schmerzlich vermisst habe. Deshalb 
dachte ich mir: Dann gründe ich eben 
selbst einen solchen Treffpunkt. Fabian 
kannte ich schon aus der Berufsschule 
und wusste, der passt gut dazu. 

Bald darauf hätten sie die Einweihungs-
party im «Buena Onda» gefeiert; ein Lo-
kal, das sie ausgewählt hatten, da dort 
grundsätzlich eine positive Atmosphäre 
herrsche. Auf ihre Anfrage habe das Lo-
kal sofort positiv reagiert. An der Einwei-

hungsparty sei die ganze Bar bis auf den 
letzten Platz und darüber hinaus gefüllt 
gewesen. Ein unvergesslicher Abend. Seit 
diesem gelungenen Start würden regel-
mässig rund zehn bis fünfzehn Personen 
am Treff teilnehmen. 

links: Ihr erreicht mit dem Otherside-Treff 
queere Menschen aus der ganzen Ost-
schweiz. Was sind die Themen, die diese 
Menschen bewegen?
Sylvie Keller: In erster Linie sind es die 
Themen, über die queere Menschen sonst 
nicht gut reden können und für die sie 
hier einen sicheren Raum haben. So be-
sprechen die Transmenschen beispiels-
weise wie eine Geschlechtsangleichung 
abläuft. Es ist auch einfach cool zu wis-
sen, sich nicht outen zu müssen, wenn ich 
beispielsweise von meiner Freundin 
spreche.
Fabian Marcionetti: Oft stehen private 
Themen im Zentrum und es entstehen 
Freundschaften. Ob über die Arbeit oder 
das Sexleben: Es wird über alles geredet.
Keller: Derzeit ist natürlich auch die  
Abstimmung über die Ehe für alle ein 
grosses Thema, da sich einige der Teil-
nehmenden in Lokalkomitees für ein Ja 
engagieren. 
Marcionetti: Bei uns Transmenschen ist 
diese Abstimmung weniger ein Thema, 
da sie uns weniger betrifft. 

links: Mit eurer Gruppe schafft ihr auch 
grosse Sichtbarkeit für queere Menschen 
in der Ostschweiz, so habt ihr auf Insta-
gram über 700 Follower*innen. Welche 
Botschaften wollt ihr vermitteln?
Keller: In erster Linie möchten wir die 
Treffs bewerben. Es ist aber auch eine 

Möglichkeit, um politisch Einf luss zu 
nehmen bei Themen, die LGBT+ Men-
schen betreffen, und um Sichtbarkeit für 
queere Themen zu schaffen – auch für 
nichtqueere Menschen. 
Marcionetti: Wir sind selbst nicht dieje-
nigen, die politische Aktionen starten, 
aber wir können sinnvolle Projekte – wie 
beispielsweise Kampagnen für die Ehe 
für alle oder die Anti-Diskriminierungs-
strafnorm – unterstützen. 

links: Der Kanton St.Gallen ist bekannt da-
für, eher konservativ zu sein. In der Stadt 
mag dies weniger extrem sein. Fühlt ihr 
euch mit dem Projekt in der Stadt St.Gallen 
wohl?
Keller: Ja, grundsätzlich schon. Insbe-
sondere bei den jüngeren Generationen 
geht es schon vorwärts. Klar gibt es über-
all Homophobie, ausser vielleicht in New 
York City, aber alles in allem sind wir hier 
zufrieden. 
Marcionetti: Bei Transthemen ist es 
schon immer noch schwierig. Da funktio-
niert vieles auf mehreren Ebenen noch 
nicht. In der Stadt St.Gallen versuche ich 
meinen Beitrag zu leisten, indem ich im-
mer wieder an Aufklärungsprojekten wie 
der «Living Library» teilnehme.
 
links: Aber fühlst du dich trotzdem wohl in 
der Stadt St.Gallen?
Marcionetti: Ja, in der Stadt schon, aller-
dings nur in der Stadt (lacht). 
Keller: Als queere Person besteht halt im-
mer eine gewisse Grundvorsicht, wenn 
man negative Erfahrungen gemacht hat. 
Marcionetti: Ja, das ist wahr, leider gehö-
ren negative Erlebnisse zum Alltag von 
queeren Menschen.

Von Joel Müller, 
Vize-Präsident  
SP St.Gallen
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h mich nicht gehört 

ler Szenelokal «Buena Onda» im Linsen-
herside-Treff statt – ein Treff für queere 

ünder*innen zum Gespräch getroffen. 

links: Die Kampagne der Gegner*innen der 
Ehe für alle kann verletzend sein. Wie geht 
ihr damit um, wenn eine breite Öffentlich-
keit darüber diskutiert, ob euch die glei-
chen Rechte zugestanden werden sollen 
wie heterosexuell liebenden Menschen?
Keller: Ich habe gelernt zwischen meiner 
Person und meiner Sexualität zu diffe-
renzieren. Klar ist meine Sexualität ein 
Teil von mir, aber ich bin viel mehr als 
nur meine Sexualität. Wenn also Men-
schen homophob sind, haben sie nur et-
was gegen meine Sexualität, nicht aber 
etwas gegen mich als Person. Ich musste 
lernen das zu trennen, weil ich mich an-
sonsten dauernd angegriffen fühlen wür-
de. 
Marcionetti: Ich kann dazu weniger sagen, 
da es mich nicht direkt betrifft. Während 
die Ehe für alle für die meisten Menschen 
einigermassen greifbar ist, sind Transthe-
men für viele Menschen völlig unbekannt. 
Ich will gar nicht damit anfangen, was das 
für ein Aufruhr war bei der Anti-Diskri-
minierungsstrafnorm, als Transmen-
schen einfach rausgestrichen wurden. 

links: Falls die Ehe für alle angenommen 
wird, sind noch nicht alle Ziele zur Gleich-
berechtigung erreicht. Welches sind für 
euch die wichtigsten Punkte, für die ihr 
euch weiterhin einsetzt?
Marcionetti: Das Thema Trans muss end-
lich angegangen werden. So ist beispiels-
weise das Gesundheitswesen noch über-
haupt nicht auf Transmenschen ausge-
richtet. Ich habe schon von einem Fall 
gehört, bei dem ein Transmann von ei-
nem Frauenarzt abgelehnt wurde, weil 
dieser nur Frauen behandeln wollte. Der 
Transmann muss aber seine weiblichen 
Geschlechtsorgane auch kontrollieren 
können! Weiter braucht es endlich 
Schutz für Transmenschen, denn wir 
dürfen weiterhin öffentlich diskrimi-
niert werden. Wir sind also gesetzlich 
nicht geschützt und weitestgehend un-
sichtbar. Wer weiss zum Beispiel, was bei 
einer Hormontherapie genau geschieht? 
Keller: Bei lesbischen Frauen ist es ein 
grosses Thema, dass für die Samenspen-
de auch nach der Abstimmung nicht die 
gleiche Rechtslage gilt betreffend Her-

kunft der Samenspende. Ansonsten finde 
ich, dass sich vor allem im Schulsystem 
noch viel ändern muss. Die Aufklärung 
an den Schulen ist oft immer noch sehr 
heteronormativ. Queere Themen kom-
men bestenfalls am Rande vor. 

links: Abgesehen von der Abstimmung über 
die Ehe für alle: Fühlt ihr euch von der Po-
litik gehört?
Marcionetti: Ich bin jetzt sehr pessimis-
tisch, aber als Transmensch fühle ich 
mich überhaupt nicht gehört von der Po-
litik. 
Keller: Es kommt darauf an, beispielswei-
se von Maria Pappa fühle ich mich sehr 
gehört. Sie hat immer ein offenes Ohr für 
unsere Anliegen. 
Marcionietti: Ja, sie ist supercool! 

Liebe Sylvie, lieber Fabian – vielen Dank 
für das Gespräch. 
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Fabian und Sylvie vor dem «Buena Onda», wo jeweils jeden zweiten 
Dienstagabend der Otherside-Treff stattfindet. 
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Am Samstag, 21. August, fand in Nesslau die allererste  
Demonstration überhaupt statt: Rund 200 Teilnehmende  
demonstrierten für ein Ja zur Ehe für alle.

Die bunt gekleideten Teilnehmenden 
zogen durch das Dorf am Fusse der 

Churfirsten und setzten ein Zeichen für 
die Rechte von queeren Menschen auf 
dem Land und für ein Ja zur Ehe für alle. 
Nebst dem Demonstrationszug überzeug-
te die Veranstaltung durch hochkarätige 
Redner*innen: Zu Gast waren SP-Natio-
nalrätin Barbara Gysi, FDP-Präsident Ra-
phael Frei, Grüne/GL-Ständerat Mathias 
Zopfi und die Slam-Poetin «die queere 
Frau aus dem Toggenburg». Der St.Galler 
Liedermacher Simon Hotz hat die Kund-
gebung musikalisch begleitet.

Das Toggenburg  
bekennt Farbe
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Mit der Klimafondsinitiative 
gegen den Kollaps

Erst der Regen, dann die Zerstörung: Der Klimawandel zeigt 
sich als neuer Normalzustand in greifbarer Nähe. Das hat uns 
der Sommer 2021 eindrücklich vor Augen geführt. 

Die schockierenden Bilder der Hoch-
wasserkatastrophe in Deutschland 

vor einigen Wochen hallen immer noch 
nach. Die Lebensgrundlage tausender 

Menschen wurde innert 
weniger Minuten wegge-
spült. Während weltweit 
schon w ieder Wä lder 
brennen oder wie bei un-
seren nördlichen Nach-
barn ganze Dörfer in den 
Fluten untergehen, ist die 
Schweiz dieses Jahr noch 
einmal an der ganz gros-
sen Katastrophe vorbeige-
schrammt. Noch. Denn 

das Fatale am Klimawandel ist nicht, dass 
es ein paar Grad wärmer wird, sondern 
dass die Wahrscheinlichkeit für Extrem-
wetterereignisse mit jedem Zehntelgrad 
signifikant ansteigt. Die Hochwasser und 
der «nasseste Sommer aller Zeiten» in 
der Schweiz werden also zweifelsfrei 
durch den Klimawandel ausgelöst. For-
schende der «World Weather Attri-
bution»-Initiative (WWA) haben dazu ei-
ne erste wissenschaftliche Analyse vor-

gelegt. Die Studie der WWA zum Stark- 
regen in Westeuropa im Juli dieses Jah-
res kommt zum Schluss, dass sich die 
Wahrscheinlichkeit für solche extremen 
Regenfälle durch den menschengemach-
ten Temperaturanstieg um das 1,2- bis 
9-Fache erhöht hat. Auch die Intensität 
der extremen Niederschläge, sprich die 
Regenmenge, ist demnach zwischen 3 
und 19 Prozent gestiegen. Die Forschen-
den warnen davor, sich von dieser gros-
sen Bandbreite ihrer Ergebnisse dazu 
verleiten zu lassen, die Folgen der Klima-
erwärmung zu unterschätzen. Die Rich-
tung sei eindeutig. Auch die Wiederkehr-
zeit für solche Ereignisse wird massiv 
kürzer. Wollen wir also nicht irgendwann 
in einem Strudel von Naturkatastrophen 
gefangen sein und uns nur noch von Krise 
zu Krise hangeln, müssen wir jetzt etwas 
ändern.

Entschiedenes Handeln ist gefragt

Für uns als JUSOs gibt es keine Alternati-
ve zum entschiedenen Kampf gegen die 
Klimakatastrophe. Genauso wichtig ist es 
dabei, dass die SP geschlossen an unserer 

Seite steht. Die Klimafondsinitiative ist 
vielleicht nicht die Massnahme, die wir 
gerne hätten, aber genau die Massnahme, 
die wir brauchen. Die Initiative schafft 
ein Gefäss, um all die Beträge zu bezah-
len, die in den nächsten Jahren unweiger-
lich anfallen werden. Wir können damit 
fossile Heizanlagen durch klimaneutrale 
Systeme ersetzen, Gebäude energetisch 
fit machen, die Stromgewinnung durch 
erneuerbare Energien ausbauen, klima-
schonende Mobilität vorantreiben und 
gezielte Massnahmen zur Reduktion des 
Energieverbrauchs fördern. 100 Millio-
nen Franken erscheinen auf den ersten 
Blick als viel. Sieht man nun aber die Kos-
ten, die allein dieses eine Hochwasser in 
Deutschland verursacht hat, wird schnell 
klar, dass die richtigen Massnahmen we-
niger kosten werden als die Beseitigung 
der Schäden der Klimakrise. Machen wir 
endlich unserem Blockade-Parlament 
und unserer mutlosen Regierung Beine. 
Wir müssen gemeinsam den klimapoliti-
schen Stillstand verhindern und brau-
chen deshalb die Klimafondsinitiative 
der SP.

Von Moritz Rohner, 
Juso, SP Stadt  
St.Gallen

Die Klimakrise endlich anerkennen und entsprechend handeln – regelmässig fordert dies  
der Klimastreik.
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Von Andrea Scheck,  
SP-Parteipräsidentin 
St.Gallen

dem besonderen Eigenkapital, um Pro-
jekte für den Umbau von Wirtschaft und 
Gesellschaft zu realisieren. Dadurch er-
möglichen wir eine Energieversorgung, 
die vollständig aus erneuerbaren Energi-
en gedeckt wird. Um den Energiever-
brauch weiter zu reduzieren, müssen der 
öffentliche Verkehr und der Fuss- und Ve-
loverkehr ausgebaut werden. Zwingend 
muss die Gesellschaft auch ihre Konsum-
kultur kritisch hinterfragen und anpas-
sen.

Gleichstellung und Inklusion

Die SP kämpft für die konsequente 
Gleichstellung aller Menschen und gegen 
alle Diskriminierungsformen. Wir for-
dern die statistische Erfassung von Hate 
Crimes – also Verbrechen, die auf Vorur-
teilen beruhen – um gezielt gegen Diskri-
minierung vorgehen zu können. Weiter 
müssen Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und die Abbildung der gesellschaft-
lichen Vielfalt in allen Führungspositio-
nen endlich umgesetzt werden.

Die SP kämpft für Migration und Asyl 
als Menschenrecht. Dies beginnt bei der 
Aufnahme von mehr Betroffenen aus Kri-
sengebieten und dem menschenwürdi-
gen Umgang mit Geflüchteten, geht wei-
ter über die rechtliche Gleichstellung – 
zum Beispiel in Form des kantonalen und 
kommunalen Ausländer*innenstimm-
rechts –  bis hin zur massiven Erleichte-
rung des Einbürgerungsprozesses.

Eine Gesundheitsversorgung 

für den ganzen Kanton

Die SP kämpft für eine qualitativ hoch-

Eine Wirtschaft, die den Menschen dient

Die SP kämpft für eine Wirtschaft, in de-
ren Zentrum der Mensch und seine Be-

dürfnisse stehen, nicht 
die Dividendenausschüt-
tung. Wir fordern griffige 
Massnahmen gegen die 
Lohn- und Vermögens-
schere sowie einen kanto-
nalen Mindestlohn und 
Gesamtarbeitsverträge. 
Ebenfalls setzen wir uns 
für bessere Arbeitsbedin-
gungen ein – besonders in 

der Pflege, im Detailhandel und bei Be-
rufsformen, die von der Prekarisierung 
bedroht sind.

Mehr Steuergerechtigkeit

Die SP kämpft für eine Finanzpolitik, die 
den gesellschaftlich erarbeiteten Reich-
tum rückverteilt, den Service public 
stärkt und nachhaltige Innovationen för-
dert. Um die Coronakrise zu bewältigen, 
bitten wir die grössten Unternehmen und 
höchsten Vermögen zur Kasse, zum Bei-
spiel mit einer progressiven kantonalen 
Vermögenssteuer. Ebenfalls setzt sich die 
SP für einen kantonalen horizontalen Fi-
nanzausgleich ein, bei dem Gemeinden 
mit hoher Steuerkraft ihren Beitrag zum 
Funktionieren des Kantons leisten.

Globale Klimagerechtigkeit

Die SP kämpft für eine CO2-neutrale 
Wirtschaft und Gesellschaft bis 2030. 
Wir fordern mit der Klimafonds-Initiati-
ve die Schaffung eines kantonalen För-
derfonds von 100 Millionen Franken aus 

Blick nach vorn
Am diesjährigen Parteitag wurden die Weichen für die nächsten 
Jahre der SP St.Gallen gelegt. Parteipräsidentin Andrea Scheck 
reflektiert die Positionen der Partei und wagt Visionen für die 
SP im Kanton.

stehende, flächendeckende und bezahl-
bare Gesundheitsversorgung in allen Re-
gionen, die sich auf die Interessen der 
Menschen statt auf die Profite konzent-
riert. Zur Finanzierung dieser Gesund-
heitsversorgung und zur Minderung des 
Drucks auf die Kranken wie auch auf die 
Pflegenden braucht es eine öffentliche 
Krankenkasse. Bis diese Realität ist, sor-
gen wir dafür, dass die Prämien für alle 
Haushalte bezahlbar bleiben.

Bildung, Kultur und Medien für alle

Die SP kämpft für eine kostenlose und le-
benslange Bildung als Service public für 
alle Menschen. Durch Frühe Förderung 
und gezielte Unterstützung stellen wir 
die Chancengleichheit für alle Kinder 
und Familien sicher. Besonders kritisch 
verfolgen wir die Unabhängigkeit der 
St.Galler Hochschulen, wenn wirtschaft-
liche Interessen diese Unabhängigkeit ge-
fährden.

Die SP kämpft für eine zeitgemässe 
Kultur ausserhalb von Brauchtum und 
für die Absicherung der Kulturschaffen-
den. Die Kulturausgaben sollen über ei-
nen fixen Anteil des Kantonsbudgets, das 
sogenannte Kulturprozent, gedeckt wer-
den. Damit setzen wir das Anrecht auf 
angemessene Entlöhnung, Sozialversi-
cherungen und Altersvorsorge auch für 
selbstständige Kulturschaffende durch.

Die SP kämpft für eine kritische, un-
abhängige und fundierte mediale Beglei-
tung auf unterschiedlichen Kanälen, um 
die Qualität, Meinungsvielfalt und Unab-
hängigkeit der St.Galler Medien zu ge-
währleisten.

Am Vielfaltsparteitag am 26. Juni wurde Andrea Scheck mit 76 von 79 Delegiertenstimmen zur 
neuen Präsidentin und somit zur Nachfolgerin von Max Lemmenmeier gewählt. 
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Parteitag: Politik der Vielfalt
Politik der Vielfalt: So lautete der Name des letzten Parteita-
ges. Es ging darum, ein Leitbild zu skizzieren, das unser  
Verständnis von Vielfalt abbildet.

Mit der Beschäftigung mit dem The-
ma Vielfalt wollten wir nichts weni-

ger als einen Stein ins Rollen bringen. 
Wir wollen eine bessere 
Vielfalt innerhalb und aus-
serhalb der SP SG anstos-
sen. Was jedoch am Partei-
tag verabschiedet wurde, 
hatte eine lange Vorge-
schichte: Für die Erarbei-
tung des Leitbildes haben 
wir uns für den inklusivs-
ten Prozess, den die SP SG 

je für ein Papier verwendet hat, entschie-
den. Zuerst entstand eine vielfältige 
Arbeitsgruppe,die wertvolle Erfahrungs-
werte einbringen konnte. Darauf hin 
wurde eine Umfrage erstellt und an die 
Mitglieder versendet. Zum einen wollten 
wir damit möglichst viel Know-how ein-
holen, zum anderen wollten wir ein re-
präsentatives Leitbild erstellen. Die Um-
fragewerte spielten schliesslich bei der 
Erarbeitung der ersten Version des Leit-
bilds eine entscheidende Rolle. Letztere 
haben wir mit interessierten Teilneh-
mern der Umfrage geteilt, ein weiteres 
Feedback von diesen eingeholt, und das 
Leitbild hierdurch nochmals erweitert. 
Das Ergebnis ist ein Leitbild, das ver-
schiedenste Bereiche beinhaltet: 

Der erste Abschnitt erläutert unser 
Verständnis von «Vielfalt» – und zwar in-
nerhalb, wie auch ausserhalb der SP. Je-
der Mensch soll unabhängig von Her-
kunft und Nationalität, Behinderungen, 
Beeinträchtigungen, Glaube, Hautfarbe, 
sexueller Ausrichtung, Geschlechtsiden-
tität oder anderen Merkmalen die gleiche 
Achtung und Akzeptanz erfahren, sowie 
dieselben Rechte und Pflichten haben. 
Das bedeutet allerdings nicht, dass alle 
gleich sind – im Gegenteil. Unter Vielfalt 
verstehen wir das Anerkennen, Respek-
tieren, Fördern und Feiern der Unter-
schiedlichkeit aller Menschen. Eben die-
se Toleranz gegenüber der vorherrschen-
den Vielfältigkeit ist es, die ein har- 
monisches Zusammenleben, innovative 
Denkansätze und Fortschritt verspre-
chen. 

In einem zweiten Abschnitt beschrei-
ben wir unsere Vision. Ein Leitsatz, wie 

Von Arber Bullakaj, 
ehem. Vizepräsi-
dent SP St.Gallen

Am diesjährigen SP-Parteitag wurde ein Leitbild zur Vielfalt skizziert. 

wir Multikulturalität und Vielfalt leben 
und erfolgreich meistern können. Zum 
einen erreichen wir unser Ziel durch eine 
interne Stärkung dieser Vielfalt. Das be-
deutet, dass wir eine niederschwellige 
Partei sind, die allen zugänglich ist. Wir 
heissen alle willkommen und fördern die 
Selbstorganisation der marginalisierten 
Gruppen für die Zusammenarbeit z.B. bei 
den SP Frauen*, Migrant-*innen, Juso, 
60+, sowie damit die aktive Gleichstel-
lung aller Menschen. Dieser Prozess be-
ginnt bei der Sprache und mit der Vor-
bildfunktion der SP, die wir nach aussen 
tragen. Dies gelingt, indem wir darauf 
achten, dass Veranstaltungen die gelebte 
Vielfalt widerspiegeln. Auch bei der Zu-
sammenstellung der Kandidaturen 
möchten wir darauf achten, dass margi-
nalisierte Gruppen auf der Liste vertre-
ten und deren Listenplätze gefördert 
werden. Aktuell entsprechen die SP 

Mandatsträger:innen leider nicht der ge-
lebten Vielfalt – dies wollen wir durch ei-
ne gezielte Förderung in den nächsten 
Jahren ändern. Damit dieses Thema 
nicht zum Papiertiger wird, werden wir 
es bei jedem ordentlichen Parteitag trak-
tandieren, in dessen Rahmen wir Ände-
rungen zum Papier vornehmen können. 
Wir alle stehen in der Verantwortung die 
Vielfalt zu leben und zu fördern, die uns 
so am Herzen liegt: Ein Grundsatz, den 
wir auch im letzten Abschnitt unseres 
Leitbildes festhalten. 

Die Delegierten verabschiedeten das 
Leitbild fast einstimmig mit einer einzi-
gen Enthaltung: Ein historischer Schritt, 
der den Grundbaustein für eine Vielfalts-
Strategie der Zukunft gelegt hat. 

Alle, die weiterhin an diesem Thema 
arbeiten wollen, können sich an das SP 
SG Sekretariat wenden. 
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«Sparpaket verhindern!», «Endlich 
soziale Fortschritt dank der SP» 

oder «Saubere Energie ist möglich». Tex-
te mit solchen und ähnlichen Titeln pub-

liziert das links seit 1996.

 Wovon handelte deine ers-
te Geschichte im links? 
Wir begannen das links 
mit einer Story über den 
damaligen Regierungsrat 
und Finanzchef Peter 
Schönenberger (CVP). Er 

war der starke Mann in der 
St.Galler Regierung und 
ein Hauptverantwortli-
cher für die kantonale Po-

litik. Unter dem Titel «Das Problem Schö-
nenberger» kommentierten wir seine 
Sparpolitik kritisch.  

1996 gehörtest du zum Gründungsteam 
des links. Was waren die Hintergründe? 
Was machte das links Mitte der 1990er-
Jahre nötig und möglich? 
Die Mediensituation verschlechterte sich 
damals zusehends. Nach dem Ende der 
SP-Zeitung «Ostschweizer AZ» und auch 
der CVP-Zeitung «Die Ostschweiz» zeich-
net sich ein freisinniges Meinungsmono-
pol ab, das inzwischen Tatsache ist. Das 
bewog uns, mit dem Start des links eine 
wenn auch bescheidene Alternative in 
der Medienszene zu bieten.    

Wer waren die treibenden Frauen und 
Männer hinter der Idee einer SP-Zeitung?
Es war ein Kreis von engagierten SP-Leu-
ten, denen die Verarmung der st.galli-
schen Medienszene nicht egal war. Aktiv 
mit dabei waren etwa Walter und Hanne-

lore Fuchs, Hans Fässler, Hansueli Baum-
gartner oder auch Paul Rechsteiner.  

Welche Schwierigkeiten stellten sich am 
Anfang?
Wir mussten aus finanziellen Gründen 
kleine Brötchen backen. Wir produzier-
ten das links all die Jahre mit minimalen 
Mitteln. Wer schrieb, tat es aus ideellen 
Gründen. Nur die eigentliche Redakti-
onsarbeit und das Layout waren symbo-
lisch bezahlt. Von Beginn weg versuchten 
wir aber nicht nur die SP-Mitglieder, son-
dern einen weiteren interessierten Kreis 
von politisch denkenden Leserinnen und 
Lesern zu erreichen. Daher auch im Un-
tertitel die Bezeichnung «Klartext zur 
Politik im Kanton St.Gallen». Wir wollten 
mehr sein als nur ein Partei- und Mitglie-
dermagazin.       

Gab es so etwas wie einen Moment des 
Durchbruchs, eine Geschichte oder wohl 
eher eine politische Phase, während der 
sich das sozialdemokratisch geprägte Pu-
blikationsorgan in der Medienlandschaft 
etablierte? 
Da wir von Beginn weg Wert auf eine ge-
wisse journalistische und publizistische 
Qualität legten, aber auch unüblich poin-
tiert formulierten und mit Kritik nicht 
hintanhielten, wurde das links bald über 
die Parteigrenzen hinaus wahrgenom-
men. Unter anderem lag es auch im Kan-
tonsrat auf und wurde dort von den Rats-
mitgliedern rege gelesen. Oft war es ein 
Aufreger, der für Gesprächsstoff und in 
den bürgerlichen Reihen zuweilen für Är-
ger sorgte. So war man bald auch beim 
politischen Gegner gespannt, was im 
neuen links stehen würde. Da hatten wir 

Ein Vierteljahrhundert beim links 
Das links der SP Kanton St.Gallen gibt es schon 25 Jahre – auf den Tag g
Von Anfang an dabei war Ralph Hug. Vor den Sommerferien trat der J
führte mit ihm ein Gespräch über die Entstehungsgeschichte und Hint

Von Guido Berlinger-
Bolt, Politischer
Sekretär SP Kanton 
St.Gallen 

Ralph Hug hat in den letzten 25 Jahren das links massgeblich geprägt.
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im links 
uf den Tag genau! Am 16. September 1996 erschien die erste Ausgabe. 

t der Journalist aus der Redaktion zurück. Guido Berlinger-Bolt 
e und Hintergründe des links.

gewisse Erwartungen zu erfüllen...

Wie schätzt du die Anerkennung und die 
Relevanz des links für die kantonale Poli-
tik ein? 
Gäbe es das links nicht, wäre die st.galli-
sche Politik ärmer. Es würde eine kriti-
sche Stimme fehlen. Ob sich aber an der 
Politik etwas ändern würde, sei dahinge-
stellt. Man darf den Einfluss eines Medi-
ums auch nicht überschätzen. Ich glaube 
nicht, dass politische Manöver im bür-
gerlichen Lager bloss wegen drohender 
Publikation im links je unterblieben wä-
ren. 

Schafft es das links, im (nicht nur) medien-
politisch schwierigen Ringkanton St.Gal-
len eine linke Öffentlichkeit, einen linken 
Diskurs zu führen? Woran lässt sich das 
messen? 
links kann sichtbar machen, dass ein lin-
ker Diskurs im Kanton besteht. Sonst 
würde er oft totgeschwiegen, bliebe im 
Mainstream weitgehend unbeachtet oder 
müsste sich mit den Randspalten begnü-
gen. links kann und will auch die Diskus-
sion im linken Lager befördern. Beson-
ders wichtig wird ein Medium wie das 
links jeweils in Wahlkampfzeiten. Dann 
werden in den angeblichen «Forums»-
Medien erfahrungsgemäss die Schotten 
regelmässig wieder dicht gemacht.  

Die Abozahlen des links bleiben seit Jahren 
konstant. Wie beeinflussten der Siegeszug 
des Internets anfangs der 2000er-Jahre 
und die sozialen Medien die Publizistik 
und das links? 
Schwierige Frage. Heute ist es möglich, 
mit relativ geringen Kosten qualitativ in-

Neben dem langjährigen Redaktor Ralph Hug 
trat vor den Sommerferien auch die Typogra-
fin Hannah Traber aus dem Team des links 
zurück. Sie hatte seit Ende der 1990er-Jahren 
das Erscheinungsbild des links gestaltet und 
war im Lauf der Jahre für mehrere Neuge-
staltungen, zuletzt 2019, verantwortlich. Ihr 
gelang es damit, das links der SP SG in einem 
zeitgemässen Kleid erscheinen zu lassen. 
Regelmässig erschienen neben Texten un-
terschiedlicher Autor*innen auch Bilder von 
Hannah Traber. Als drittes Mitglied verab-
schiedete sich Hansruedi Baumgartner aus 
dem Redaktionsteam. Für die Entstehung 
der jeweils aktuellen Nummer konzipierte, 
schrieb, korrigierte und las er während zwei 
Jahrzehnten. Er prägte das links mit seinem 
politischen Gespür, seiner mitunter spitzen 

Feder, seiner Übersicht kantonaler Themen 
und seiner tadellosen Orthographie. 
Neu wird das links redaktionell von der frei-
en Journalistin Sabrina Rohner betreut. Die 
Gestaltung übernimmt ab dieser Nummer Iris 
Graser vom KampaKollektiv. 
Ich danke Ralph Hug, Hannah Traber und 
Hansruedi Baumgartner für ihre grossartige 
Arbeit während der letzten Jahre. Konstanz, 
ein klar links kalibrierter politischer Kom-
pass, Tiefgründigkeit, Klugheit und Relevanz 
waren immer die wichtigsten Leitziele hinter 
ihrer Arbeit fürs links. Dem neuen Team wün-
sche ich viel Erfolg für ihre weitere Arbeit für 
eine linke Öffentlichkeit. (gb)

Veränderungen im links

teressanten Online-Journalismus zu be-
treiben. Die Linke hat diese Möglichkeit 
bis heute zu wenig genutzt. Vielleicht än-
dert sich das mit den neuen Möglichkei-
ten der Medienförderung, die sich ab-
zeichnen. Hier ergeben sich auch fürs 
links neue Chancen, online präsent zu 
sein. Da bin ich gespannt auf innovative 
Perspektiven.        

Was bleibt für dich persönlich? Was 
nimmst du aus deiner Arbeit fürs links mit?
Dass es möglich ist, mit wenig Mitteln 
und viel Leidenschaft eine politische Pu-
blikation herauszugeben, die Relevanz 
für sich beanspruchen darf. Auf der an-
deren Seite ist es in den letzten Jahren 
immer schwieriger geworden, ein Redak-
tionsteam aufrechtzuerhalten. Ein Zei-
chen, dass es Veränderungen braucht. 
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Der Unwille von  
Karin Keller-Sutter

 

Die dramatischen Ereignisse in Afghanistan erfordern eine 
unbürokratische Aufnahme von Geflüchteten. Doch die  
Forderungen der Städte, linker Parteien und der Zivilgesell-
schaft verhallen. Die Bundesbehörden stellen sich quer.

Von Marco Dal Molin, 
Politischer Sekretär 
SP Stadt St.Gallen 

Die Ereignisse in Afghanistan haben 
sich in den letzten Wochen über-

schlagen. Die Kontrolle des Landes durch 
das Regime der Taliban be-
deutet für die Zivilbevöl-
kerung, insbesondere für 
Frauen und Mädchen, eine 
lebensbedrohende Kata-
strophe. Bundesrätin Ka-
rin Keller-Sutter und ihr 
Amtskollege Ignazio Cas-
sis machten wenig Anstal-
ten, ein grösseres Kontin-
gent an Menschen aufzu-
nehmen oder humanitäre 

Visa auszustellen. Wie bei vergangenen 
Katastrophen zieht sich der bürgerlich 
dominierte Bundesrat mit dem Verweis 
auf logistische und rechtliche Hürden aus 
der Verantwortung. Zuerst müsse die La-
ge analysiert werden, hiess es.

Solidarische Signale aus den Städten

Dass dazu keine Zeit bleibt, war ange-
sichts der Berichterstattung längst au-
genfällig. Jeder verstrichene Tag machte 
es für die Menschen schwieriger, das 
Land zu verlassen. Gleichzeitig wurde die 
Kritik lauter. Es waren denn auch die 
Städte, die sich zum wiederholten Male 
mit der Forderung an Bundesbern wand-
ten, die Hürden für humanitäre Visa 

rasch zu senken und zusätzliche Men-
schen aus Afghanistan aufzunehmen. 
Auch der Kanton St.Gallen zeigte sich 
grundsätzliche bereit, seinen Beitrag zu 
leisten. Ein Aufruf der SP Schweiz an 
Bundesrätin Karin Keller-Sutter unter-
zeichneten bis Ende August über 47'000 
Personen. Die Forderung: Die Schweiz 
soll 10'000 Menschen unverzüglich den 
Schutzstatus verleihen. Eine Forderung, 
die SP-Nationalrätin Claudia Friedl an ei-
nem Friedensmarsch am 21. August in 
der Stadt St.Gallen mit über 450 Teilneh-
menden eindringlich wiederholte. 

Handlungsspielräume zu wenig 

ausgenutzt

Es ist angesichts dieser Signale – insbe-
sondere aus den Städten – erstaunlich, 
wie taub sich die zuständige Bundesrätin 
Karin Keller-Sutter den Appellen gegen-
überstellte. Die Verweigerungshaltung 
und die Ausflüchte in rechtliche Detail-
diskussionen sind Ausdruck politischen 
Unwillens, Handlungsspielräume auszu-
nützen. Diese Handlungsspielräume be-
standen etwa im Bereich des Familien-
nachzugs – trotz der zweifellos schwie-
rigen und unübersichtlichen Lage in 
Afghanistan. So hätten unbürokratisch 
kurzfristig weitere Ausreisevisa ausge-
stellt werden müssen, um den flüchten-

den Menschen wenigstens eine Chance 
auf eine Ausreise zu ermöglichen. Wie 
wenig den Verantwortlichen im Eidge-
nössischen Justiz- und Polizeideparte-
ment am Schutz dieser Menschen liegt, 
zeigt auch, dass noch bis Anfang August 
Ausschaffungen nach Afghanistan ge-
prüft wurden. Wichtiger als der Schutz 
der Menschen ist offenbar die Angst vor 
einer politischen Retourkutsche der 
Rechtsnationalen.

Hohe Hürden für humanitäre Visa

Mit dem Abzug der letzten US-Truppen 
aus Kabul Ende August ist ein wichtiger 
Fluchtkorridor verschwunden. Aktuell 
sind keine weiteren Evakuierungsflüge 
geplant. Das Problem: Können die Perso-
nen nicht ausreisen, können auch keine 
humanitären Visa ausgestellt werden. 
Gesuchsteller*innen aus Afghanistan 
sind also gezwungen, den Antrag im be-
nachbarten Iran oder Pakistan einzurei-
chen. Dies ist angesichts der unsicheren 
Verhältnisse ein überaus gefährliches 
und potenziell tödliches Unterfangen. 
Die Forderung der SP bleibt: Die Schweiz 
muss sich weiter für sichere Fluchtwege 
einsetzen und die humanitäre Hilfe in 
den Nachbarländern verstärken. Das ist 
schwierig, aber nicht unmöglich. Wenn 
der Wille denn da ist. 
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Rund 450 Personen nahmen am 21. August am Friedensmarsch in St.Gallen teil.
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Von Rebekka Wyler, 
Co-Generalsekretä-
rin, SP-Schweiz

Eine neue europa-
politische Perspektive 

Die SP Schweiz kämpft seit Jahren für eine solidarische 
Schweiz in Europa und zusammen mit der europäischen  
Sozialdemokratie für ein soziales, ökologisches und demokra-
tisches Europa. Die Verhandlungen über ein Institutionelles 
Rahmenabkommen (InstA) zwischen der Schweiz und der EU 
wurden leider vom Bundesrat abgebrochen. 

sich deshalb auch vorbehaltlos für die 
zweite Kohäsionsmilliarde aus. Die Zah-
lung ist Ausdruck der Solidarität und 
kann die Beziehungen zur EU normalisie-
ren. Wir wollen unsere Beziehungen zur 
europäischen Sozialdemokratie, zur eu-
ropäischen Zivilgesellschaft und zu allen 
progressiven Kräften Europas ausbauen. 
Vor allem wollen wir die Debatte zur Posi-
tion der Schweiz in Europa positiv voran-
treiben. Deshalb hat das Präsidium der 
SP Schweiz im Juni 2021 europapoliti-
schen Ausschuss gebildet. Dieser hat un-
ter dem Vorsitz von SP-Vizepräsident Jon 
Pult die Aufgabe, eine Bestandsaufnah-
me aus sozialdemokratischer Sicht vor-
zunehmen, eine Aktualisierung der euro-
papolitischen Positionierung der SP 
Schweiz vorzubereiten und zu evaluie-
ren, welchen Beitrag wir zu einem sozial-
demokratischeren Europa leisten kön-
nen. 2022 werden die Ergebnisse den zu-
ständigen Gremien und dem Parteitag 
vorgelegt. 

Beitritt ist bevorzugte Option

Das Scheitern des InstA markiert zwei-
fellos eine Zäsur. Gleichzeitig ist zu beto-
nen, dass sich die Schweizer Bevölkerung 
seit den 1990er Jahren immer wieder für 
den bilateralen Weg ausgesprochen hat. 
Die Beziehungen zwischen der Schweiz 
und der EU sind immer tiefer und auch 
besser geworden. Innenpolitisch fusst 
die Schweizer Europapolitik auf zwei Ele-
menten: Aussen- und wirtschaftspoliti-
sche Öffnungsschritte sind untrennbar 
mit dem Ausbau sozialstaatlicher Leis-
tungen und dem Schutz von Arbeitsbe-
dingungen und Löhnen verbunden. Euro-
pa und Lohnschutz sind somit kein Wi-
derspruch, sondern bedingen sich 
gegenseitig. 

Im Einklang mit unserem Parteipro-
gramm und der «Roadmap Europa» von 
Dezember 2016 plädiert die Parteileitung 
dafür, den bilateralen Weg zu stabilisie-
ren und weiterzuentwickeln. Für die SP 
Schweiz bleibt der Beitritt die bevor- 
zugte mittelfristige Option. Es gibt kei-
nen Grund, diese Frage zum Tabu zu er-
klären. Nur Beitrittsverhandlungen kön-
nen aufzeigen, was ein solcher Schritt für 
die Schweiz wirklich bedeuten würde. 
Das europäische Integrationsprojekt 
ebenso wie der Bilateralismus müssen 
der Verbesserung der Lebensverhältnis-
se der Menschen in Europa dienen.

Europapolitischer Ausschuss gegründet

Die SP Schweiz ist Teil der Bewegung für 
das Europa der Menschen. Die SP spricht 

D er von der SP aufgezeigte Lösung- 
weg – weitgehende Übernahme  

der Unionsbürgerrichtlinie durch die 
Schweiz, im Gegenzug er-
hält die Schweiz Garanti-
en für einen eigenständi-
gen Lohnschutz – wurde 
nicht aufgenommen. 

Weshalb ist das Abkom-

men gescheitert?

Das Scheitern des InstA 
hat auch grundsätzliche 
Gründe: Die Kombination 

einer dynamischen Rechtsübernahme – 
eine faktische Passivmitgliedschaft der 
Schweiz in der EU – mit der fehlenden po-
litischen Mitsprache grenzt an die Quad-
ratur des Kreises. Real ist die Schweiz tief 
ins europäische Projekt integriert. Es 
hätte sicherlich gangbare Lösungen gege-
ben, doch wurden diese torpediert. Dem 
Scheitern des InstA liegt erstens der fun-
damentale Vertrauensbruch der zustän-
digen FDP-Aussenminister zugrunde, de-
ren Verhandlungsführer*innen versuch-
ten, die Lohnschutzmassnahmen und 
den Service public über die Hintertür zu 
schwächen. Dies nota bene in eklatanter 
Verletzung des Verhandlungsmandats 
der Gesamtregierung und des innenpoli-
tischen Konsenses! Zweitens hat sich der 
Bundesrat unter bürgerlichem Druck ge-
weigert, die Position der Schweiz zur Uni-
onsbürgerrichtlinie anzupassen. Und 
drittens zeigte sich die EU-Kommission 
insbesondere in Sachen Lohnschutz un-
flexibel.  
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Den bilateralen Weg stabilisieren und weiter-
entwickeln – für die SP nicht die einzige Option. 
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SP ergreift Referendum 
gegen Abschaffung der 
Stempelsteuer

In der Sommersession hat das Parlament einen milliarden-
schweren Steuerabbau für die Grossunternehmen und  
-verdiener gestartet. Dies in einer Zeit, in der die Schweiz zur 
Bewältigung der Corona-Krise über 30 Milliarden Franken 
ausgegeben hat, um Wirtschaft und Betriebe zu schützen 
und die medizinische Versorgung sicherzustellen. 

Im Schatten der Pandemie versucht die 
bürgerliche Mehrheit einen Abbau bei 

den Stempelsteuern durchzudrücken. 
Doch das lässt die SP nicht 
zu. Die Pandemie ist noch 
nicht vorbei und schon drän-
gen die Bürgerlichen darauf, 
dass die Corona-Schulden 
möglichst rasch abbezahlt 
werden. Es heisst, wir alle 
müssten den Gürtel enger 
schnallen, dazu seien Spar-

programme unausweichlich, und zwar 
auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebe-
ne. Doch es ist nicht der richtige Zeit-
punkt, um zu sparen. Die Sparprogram-
me treffen wie immer die Menschen mit 
kleinen und mittleren Einkommen, und 
damit auch die Rentner*innen. Äusserst 
schäbig ist es deshalb, in dieser Situation 
Steuererleichterungen für die Reichsten 
zu fordern, also denjenigen Menschen 
aus der Bevölkerung, die während der 
Pandemie oft noch profitieren konnten. 

Seit Jahren versucht die FDP die Stem-
pelsteuern abzuschaffen. Aus taktischen 
Gründen haben die Bürgerlichen jetzt die 
Vorlage in drei Teilprojekte aufgeteilt, die 
nun in bewährter Salamitaktik vorgelegt 
werden sollen. Die FDP kann auf die volle 
Unterstützung der Mitteparteien bis hin 
zur SVP zählen: Sie alle lassen sich vor 
den Karren der Grossverdiener*innen 
spannen. 

Aktuell geht es um die Abschaffung 
der Emissionsabgabe bei Kapitalerhö-
hungen von Unternehmen von über einer 
Million Franken. Für den Staat würde das 
einen jährlichen Verlust von rund 230 
Millionen ausmachen. In zwei weiteren 
Schritten soll später das ganze Stempel-
steuerpaket abgeschafft werden. Das 
würde einen Ausfall von jährlich 2.2 Mil-
liarden bedeuten. Dieses Geld würde bei 
den Reichsten hängen bleiben und im 
Budget spürbar fehlen. Es wird nun sug-
geriert, diese Streichung würde den 
KMUs zugutekommen. Dem ist aber nicht 

so, wie selbst FDP-Bundesrat Hans-Ru-
dolf Merz 2005 zur Abschaffung der 
Emissionsabgabe auf Eigenkapital sagte: 
«Die Nutzniesser wären in erster Linie 
bei den multinationalen Unternehmen, 
den Banken, Versicherungen und Hol-
dinggesellschaften zu suchen, nicht aber 
bei den KMU. Als Massnahme zur Förde-
rung der Wettbewerbs- und Innovations-
fähigkeit der KMU vermag die vorge-
schlagene Teilaufhebung der Emissions-
abgabe nicht zu greifen.» Da ist wohl 
nicht mehr viel hinzufügen. 

Die Stempelabgaben sind Steuern des 
Bundes. Deshalb sind die Kantone nicht 
direkt an den Einnahmen der Stempel-
steuern beteiligt. Indirekt sind sie aber 
sehr wohl betroffen: Wenn der Bund we-
niger Geld zur Verfügung hat, kann er 
weniger Aufgaben übernehmen, die dann 
an den Kantonen und Gemeinden hängen 
bleiben. Zudem haben wir mit dem Netto-
Null-Ziel in der Klimapolitik ein Investiti-
onsprogramm vor uns, für das wir das 
Geld dringend brauchen werden.  

Noch ist es nicht zu spät, um die Sala-
mitaktik zu stoppen: Mit dem Ergreifen 
des Referendums hat die SP ein starkes 
Zeichen ausgesetzt. Die Kommission für 
Wirtschaft und Abgaben des Nationalra-
tes hat soeben beschlossen, vorläufig auf 
die weiteren Schritte bei der Abschaf-
fung der Stempelsteuer zu verzichten. Es 
ist also enorm wichtig, dass das Referen-
dum zustande kommt. 

Von Claudia Friedl, 
Nationalrätin SP
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Keine Privilegien für Grosskonzerne: Deshalb jetzt Referendum gegen Abschaffung 
der Stempelsteuer unterschreiben! 

Unterschriften sammeln
Im September müssen die Unterschriften
gesammelt werden. Wer mithelfen möchte
kann sich hier anmelden:  
www.stempelsteuer-bschiss.ch
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Zeit für echte Lösungen
Bund und Kanton investieren in den kommenden Jahren  
Milliarden in Autobahnausbauten und neue Autobahn- 
anschlüsse in der Region. Doch jede vermeintliche Engpass-
beseitigung führt zu neuen Verkehrsproblemen. 

Von Cristina  
Bitschnau-Kappeler,  
VCS St.Gallen

Verkehr ist vermeintlich simpel und 
rational. Es geht um Fahrzeuge,Stras- 

senbau, Schienen und Technik. Es wird 
gezählt, berechnet, geplant 
und gebaut. Gibt es heute 
schon Stau, wo in Zukunft 
mit mehr Verkehr gerech-
net wird, wird ein Ausbau 
der Kapazitäten geplant 
und gebaut: Engpass besei-
tigt. Problem gelöst.

Derzeit sind gleich mehrere 
Ausbauprojekte bei Bund 

und Kanton in der Pipeline. In Rorschach 
und Goldach wird ab 2028 ein Autobahn-
anschluss sowie eine neue Kantonsstras-
se an den See gebaut. Kostenpunkt: 315 
Millionen Franken. In der Region Wil soll 
mit dem Projekt Wil West neben einem 
zweiten Autobahnanschluss auch ein In-
dustrie- und Gewerbegebiet entstehen. 
In der Stadt St.Gallen planen Bund und 
Kanton auf dem Güterbahnhofareal ei-
nen neuen unterirdischen Zubringer für 
die Stadtautobahn. Bei all diesen Projek-
ten erhoffen sich die Planer*innen ein 
schnelleres Vorankommen, einen flies-
senderen Verkehr und neue Standortvor-
teile. 

Ein Engpass führt zum nächsten

Verkehr ist alles andere als simpel und 
höchst emotional. Verkehr bedeutet 
Menschen, die sich in irgendeiner Form 
bewegen – oder Güter, die bewegt wer-
den. Hinter den Entscheidungen, die die-
se Bewegungen auslösen, liegen komple-
xe Verhaltensmuster. Der Fokus eines so-
genannten Engpasses ist daher weit 
komplexer als von Problem A via Mass-
nahme B zu Lösung C zu gelangen. Längst 
ist bekannt, dass eine Engpassbeseiti-
gung nur eine kurzfristige Lösung dar-
stellt. Mittelfristig führt sie zu Mehrver-
kehr. Denn einmal an die freie Fahrt ge-
wöhnt, schwinden die Anreize zum 
Umsteigen auf alternative Verkehrsmit-
tel. Mehr Strassen bringen mehr Verkehr. 
 

Die Lebensqualität heutiger und künfti-
ger Generationen sowie die Bewältigung 
des Klimawandels müssen gewichtig in 
die Planung eines Verkehrssystems ein-
bezogen werden. Ohnehin sind Strassen-
bauprojekte Generationenprojekte. Was 
heute auf dem Papier geplant wird, kann 
häufig erst in Jahrzehnten in der Realität 
befahren werden. 

Investition in die Vergangenheit

Autobahnanschlüsse sind eine Investiti-
on in die Vergangenheit. In eine Vergan-
genheit, in der an die Unendlichkeit von 
Ressourcen geglaubt wurde. Eine Ver-
gangenheit, in der das Auto als Status-
symbol galt und mit Freiheit gleichge-
setzt wurde. Das Auto hat seine Berechti-
gung vor allem im städtischen Raum 
verloren. Das Autofahren noch bequemer 
zu machen, führt unvermeidlich dazu, 
dass Menschen Lebensqualität verlieren 
– gerade diejenigen Menschen, die in der 
Stadt leben und sich die teuren Wohnla-
gen nicht leisten können. Autofahren ist 

klimaschädlich. Die Verantwortung liegt 
auch bei der öffentlichen Hand. Der Ver-
kehr, als grösster CO2-Emittent der 
Schweiz, muss zwingend so gesteuert 
werden, dass er für Umwelt und Mensch 
tragbar ist. Gerade in St.Gallen besteht 
bei der Verkehrsplanung noch Luft nach 
oben: Es wird zum einen viel weniger Velo 
und gleichzeitig viel mehr Auto als in den 
anderen grösseren Städten in der 
Schweiz gefahren. Ein Verkehrswandel 
braucht Verhaltensänderungen. Das 
Elektroauto kann die Probleme, die die 
Priorisierung des motorisierten Indivi-
dualverkehrs mit sich gebracht hat, nicht 
lösen. Es braucht echte Lösungen. Diese 
können bequem realisiert werden. Das 
darf und muss Geld und Platz kosten. Es 
ist eine Frage der Priorisierung. Jeder 
einzelne Ausbau von Kapazitäten für den 
motorisierten Individualverkehr ist Be-
weis einer rückständigen Verkehrspoli-
tik, egal ob in Wil, St.Gallen, Rorschach, 
Gossau, oder sonst irgendwo auf der 
Welt.
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Anschluss Güterbahnhof, Kreuzung Geltenwilenstrasse.
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An dieser Stelle publizieren wir in Zukunft Lektüreempfehlun-
gen. Den Auftakt macht Paul Rechsteiner mit dem Werk «Kapital 
und Ideologie» von Thomas Piketty.

Steuerprogression: Eine aus-
baufähige Errungenschaft

Paul Rechsteiner, 
Ständerat SP

Die Sommerzeit ist auch eine gute  
Lesezeit. Sie gab mir die Gelegenheit, 

ein Buch fertig zu lesen, das schon letz-
tes Jahr erschienen war: «Kapital und 

Ideologie» von Thomas Pi-
ketty. Ein Buch von 1300 
Seiten ist eine Zumutung. 
Für einmal aber eine sich 
lohnende. 

Piketty ist ein weltweit 
führender Ungleichheits-
forscher. Schon mit «Das 
Kapital im 21. Jahrhun-
dert» hatte er einen Best-

seller vorgelegt. Mit seinem neuen Buch 
bettet er die grossen wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklungen geschicht-
lich ein. Und zeigt gleichzeitig auf, in 
welche Richtung die Überlegungen ge-
hen müssten, um mehr Gerechtigkeit zu 
erreichen. 

Die Ungleichheit ist nicht einfach 
technologisch oder wirtschaftlich be-
dingt. Entscheidend bestimmt wird sie 
durch politische und ideologische Fak-
toren, sagt Piketty. Dasselbe gilt für die 
Kräfteverhältnisse. Diese sind nicht nur 
materiell, sondern vor allem auch intel-

lektuell und ideologisch bedingt. Die 
vorherrschenden Ideen und Ideologien 
sind entscheidend. Was in der Geschich-
te galt, gilt auch für die Gegenwart und 
Zukunft. 

Piketty holt in der Analyse der Eigen-
tümergesellschaften weit aus, von der 
Sklaverei bis zu den extremen Ungleich-
heiten des 19. Jahrhunderts und dem 
Hyperkapitalismus des frühen 21. Jahr-
hunderts. Er analysiert die zentrale Rol-
le des Staates bei der wirtschaftlichen 
Entwicklung. Und welche entscheidende 
Rolle die progressive Besteuerung und 
der Aufstieg des Steuer- und Sozialstaats 
für die Verwandlung der Eigentümerge-
sellschaften in sozialdemokratische Ge-
sellschaften im 20. Jahrhundert spielte. 

Damit sind wir mitten aktuellen 
Debatten, weltweit, in Europa, in der 
Schweiz. Der globalisierte digitale Hy-
perkapitalismus der letzten drei Jahr-
zehnte hat dazu geführt, dass die Rei-
chen und die Konzerne die Regeln der 
Besteuerung, oder besser gesagt der 
Unterbesteuerung, wenn nicht bestim-
men, so doch massgebend beeinflussen 
konnten. Das aber ist keine zwingende 

Folge der technologischen Entwicklung, 
sprich der Digitalisierung und Informa-
tisierung. Die Informatisierung ist, ent-
sprechende politische Orientierungen 
vorausgesetzt, vielmehr eine Vorausset-
zung von mehr Steuergerechtigkeit im 
globalen Massstab.

Der demokratische Wahlsieg in den 
USA hat Dinge in Bewegung gebracht, die 
noch vor kurzem unmöglich schienen. 
Plötzlich sind Entwicklungen wie Min-
deststeuern für Unternehmen eine reale 
Perspektive. Und ein Beispiel dafür, wie 
schnell eine negative und vermeintlich 
unabwendbare Entwicklung in Richtung 
mehr Ungleichheit ins Gegenteil drehen 
kann. 

Für die demokratische Schweiz sind 
die neuen internationalen Tendenzen 
im Steuerbereich positiv, wie sich schon 
beim Fall des Bankgeheimnisses, sprich 
Steuerhinterziehungsgeheimnisses, 
gezeigt hat. Darüber hinaus verfügt die 
Schweiz aber auch im Steuerbereich über 
Errungenschaften, die sich im internati-
onalen Vergleich sehen lassen. Genau-
so wie übrigens die über alles gesehen 
erfolgreiche Verteidigung des Sozial-
staats. Zu denken ist etwa an die direkte 
Bundessteuer und an die international 
unter Druck geratene Vermögenssteuer: 
eine wichtige Forderung von Piketty, die 
ausgebaut und progressiv weiterentwi-
ckelt werden müsste. 

Die progressive Besteuerung meint 
nichts anderes als die Besteuerung nach 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. 
Sie ist das Rückgrat eines starken Sozial-
staats und eines starken Service Public, 
der in der Covid-Krise wieder eine grosse 
Leistungsfähigkeit bewiesen hat. 

Die Analysen von Piketty gehören 
zum Werkzeugkasten für die politischen 
Auseinandersetzungen, mit denen wir 
heute und in den nächsten Jahren kon-
frontiert sind.B
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Märkte, Profite und Kapital sind von Menschen gemacht.
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Im Dauereinsatz für die  
soziale Gerechtigkeit 

Am 28. August fand in der Olma in St.Gallen der Parteitag  
der SP Schweiz statt. Nach neun Jahren intensiver Arbeit trat 
Barbara Gysi aus dem nationalen Parteipräsidium zurück. 

Anzeige

Barbara Gysi leitete in dieser Zeit 
die Arbeitsgruppe Wirtschaftsde-

mokratie. Sie war damit 
verantwortlich für das 
Kerngeschäft der Sozial-
demokratischen Partei, 
für die Formulierung der 
sozialen und nachhalti-
gen Alternative zum herr-
schenden Katastrophenka-
pitalismus. Barbara Gysi 

konnte hier ihre Stärken 
voll ausspielen: ihr schar-

fer Intellekt, ihre präzise und in die Tie-
fe gehende Arbeitsweise und ihre grosse 
Leidenschaft für Politik. 

In ihrer Dankesrede am Parteitag der 
SPS sprach Co-Präsidentin Mattea Meyer 
den zweiten Punkt ihrer Arbeit im Vize-
präsidium an: «Man spürt, wofür dein 
Herz schlägt: Es sind die Menschen. Vor 
allem jene, die nicht auf der Sonnenseite 
des Lebens stehen. Ob Suchtkranke, ob 
Pflegebedürftige, ob Armutsbetroffene, 
ob Pflegekinder, ob ältere Personen: Du 
interessierst und engagierst dich auf-

richtig und mit Dauereinsatz für ihre An-
liegen. Du hörst den Menschen in ihrem 
Alltag zu.» Nebst der inhaltlichen Arbeit 
hat Barbara Gysi viele weitere Aufgaben 
für die Partei übernommen – auch Auf-
gaben, die nicht im Scheinwerferlicht 
standen, aber unverzichtbar sind für das 
Funktionieren der Partei waren. 

Barbara Gysi wird die frei geworde-
ne Zeit nutzen, die wichtigen Themen in 
der Gesundheits- und Sozialpolitik sowie 
St.Galler Themen vorwärts zu bringen.
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Von Guido Berlinger-
Bolt, Politischer
Sekretär SP Kanton 
St.Gallen 

Barbara Gysi mit Mattea Meyer und Cédric Wermuth am 
 Parteitag der SP Schweiz in St.Gallen
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Aufgrund der anhaltenden 
Corona-Pandemie ist es schwer, 
Veranstaltungen und Anlässe zu 
planen. Deshalb werden wir euch 
weiterhin mittels Newsletter und 
Internet über künftige Anlässe 
und Veranstaltungen informieren.

Vorstösse von  

SP-Politiker*innen  

(19. Mai 2021 – 31. August 2021)

Einfache Anfrage:
Monika Simmler: Gescheiterte 
Verhandlungen zum Rahmen-
abkommen: Folgen für den 
Grenzkanton St.Gallen?
Bettina Surber: Familien in 
Nothilfezentren: Es besteht 
Handlungsbedarf
SP-Fraktion: Über alle mög-
lichen Kanäle gegen das BAG 
schiessen – Bitte von Regie-
rungsrat Stefan Kölliker wirft 
Fragen auf
Karin Hasler et.al: Ausbau-
schritte ÖV: ein EC-Stopp 
weniger im Rheintal
Guido Etterlin: Was wusste die 
Regierung über die neuen Skan-
dale an der Universität?
Bettina Surber: Corona-Situa-
tion: Was wird unternommen, 

um eine weitere Welle zu 
verhindern?
Christoph Thurnherr, Mar-
tin Sailer : Wie gestaltet die 
St.Galler Regierung das Nach-
folgekonzept am Spital Wattwil
SP- Fraktion: Wie viel China 
steckt in den St.Galler Hoch-
schulen? 

Motion: 
Katrin Schulthess et.al: Sen-
kung der Kinderarmut durch 
Einführung von Familienergän-
zungsleistungen
SP-Fraktion: Volksentscheid 
umsetzen! Die zusätzlichen 12 
Mio. für die IPV einsetzen!

Interpellation:
Daniel Baumgartner, Bernhard 
Hauser et.al: Platzprobleme in 
Sonderschulen
Peter Hüppi et.al: Standortfra-
gen zu den landwirtschaftlichen 
Beratungsstellen
SP Fraktion: Giftiger Lösch-
schaum auch in St.Galler 
Böden?
SP Fraktion: Verzögerung 
Erweiterung und Erneuerung 
Regionalgefängnis Altstätten: 
Was sind die Gründe und wann 

verbessern sich die Haftbedin-
gungen?
Dario Sulzer et.al: Geschwindig-
keitsmessungen als Mittel der 
Städte und Gemeinden gegen 
Raser und Autoposer
Dario Sulzer: Zukunft statt 
Abbau! Gute Pflege braucht Zeit 
und faire Arbeitsbedingungen: 
Was tut St.Gallen?
SP- Fraktion: Zukunft statt 
Abbau: Investition in die Ausbil-
dung von Lehrpersonen
SP- Fraktion: Was macht die 
Regierung zur Sicherstellung 
der jugendpsychiatrischen und 

Anzeige

-psychologischen Versorgung 
im Kanton St.Gallen? 
SP-Fraktion: Prekäre Lage für 
Kulturschaffende und Kultur-
unternehmen
Karin Hasler, Maria Pappa, Ka-
trin Schulthess: AHV-Beitrags-
lücken frühzeitig erkennen und 
damit Altersarmut entgegen-
wirken
SP-Fraktion: Spitalimmobilien 
und Grundstücke: Verkauf 
überdenken
Katrin Schulthess, Dario Sulzer: 
Wirksame Massnahmen gegen 
Kinderarmut
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